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Entwurf 
 
 

 

 

Gesetz, mit dem die Wiener land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildungsordnung 1992 geändert wird 
 

 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

 

Artikel I 
 

Die Wiener land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildungsordnung 1992, LGBl. für Wien Nr. 35, zuletzt  

geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien Nr. 24/2007, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 2 Abs. 1 Z 4 und 4a lauten: 

  „4. Ausbildungseinrichtungen: Einrichtungen, denen die Ausbildung von Lehrlingen bewilligt wurde oder die 

vom Arbeitsmarktservice mit der überbetrieblichen Lehrausbildung beauftragt wurden.  

  4a. Lehrlinge: Arbeitnehmer, die auf Grund eines Lehrvertrages zur Erlernung eines im § 3 Abs. 2 angeführten 

Lehrberufes 

a. bei einem Lehrberechtigten fachlich ausgebildet und im Rahmen dieser Ausbildung verwendet werden 

oder  

b. in einer Ausbildungseinrichtung ausgebildet werden.“ 

 

2. In § 9a Abs. 2, § 9b Abs. 4, § 13f Abs. 2 sowie § 26a samt Überschrift wird die Wortfolge „besondere  

selbständige Ausbildungseinrichtung“ durch das Wort „Ausbildungseinrichtung“ jeweils in der richtigen 

grammatikalischen Form ersetzt. 

 

3. Nach § 26a Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

  „(1a) Eine Bewilligung ist nicht erforderlich, wenn 

   1. das Arbeitsmarktservice entsprechend den Richtlinien des Verwaltungsrates für die überbetriebliche Lehr-

ausbildung, die den Ausführungsbestimmungen zu Abs. 2 vergleichbare Qualitätsstandards enthalten, eine 

Ausbildungseinrichtung mit der überbetrieblichen Lehrausbildung beauftragt, oder 

   2. im Auftrag des Arbeitsmarktservice einzelne Personen zusätzlich in einer Ausbildungseinrichtung in einem 

bestimmten Lehrberuf ausgebildet werden, auch wenn dadurch die in der Bewilligung nach Abs. 1 allenfalls 

festgesetzte oder ursprünglich nach Z 1 vertraglich vereinbarte Anzahl der Ausbildungsplätze für diesen 

Lehrberuf überschritten wird.“ 
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4. § 26a Abs. 11 lautet: 

  „(11) Auf die Ausbildung in Ausbildungseinrichtungen ist Abschnitt 6 der Wiener Landarbeitsordnung 1990 

mit Ausnahme des § 123 Abs. 7 bis 9 und des § 133 anzuwenden.“ 

 

Artikel II 
 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung in Kraft. 

 

 

Der Landeshauptmann:                                                                      Der Landesamtsdirektor: 

 
 



 

 

 

Vorblatt 
 

 

zum Gesetz, mit dem die Wiener land- und forstwirtschaftliche  
Berufsausbildungsordnung 1992 geändert wird 

 

 

Problem:  

Der Bundesgesetzgeber hat mit Art. 7 des Bundesgesetzes, mit dem das Berufsausbildungsgesetz, das Arbeits-

marktservicegesetz, das Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz, das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, das 

Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Landarbeitsgesetz 1984, das Land- und forstwirtschaftliche 

Berufsausbildungsgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Sonderunterstützungsgesetz, das 

Arbeitsmarktförderungsgesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das IAF-Service-GmbH-Gesetz, das Arbeits-

kräfteüberlassungsgesetz, das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, das Betriebspensionsgesetz, die Konkurs-

ordnung und die Exekutionsordnung geändert werden, BGBl. I Nr. 82/2008, die für die Regelung der 

Berufsausbildung der Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG aufgestellten 

Grundsätze bezüglich Ausbildungseinrichtungen geändert. 

 

Ziel: 

Anpassung der Wiener land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsordnung 1992, LGBl. für Wien  

Nr. 35/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien Nr. 24/2007, als Landesausführungsgesetz. 

 

Inhalt/Problemlösung: 

Mit dem gegenständlichen Gesetz werden die erforderlichen Ausführungsregelungen zum Bundesgrundsatz-

gesetz BGBl. I Nr. 82/2008 getroffen 

 

Alternativen: 

Keine, da nach Art. 15 Abs. 6 B-VG, sobald der Bund Grundsätze aufgestellt hat, die landesgesetzlichen Be-

stimmungen binnen der bundesgesetzlich zu bestimmenden Frist – diese wurde mit sechs Monaten festgesetzt – 

dem Grundsatzgesetz anzupassen sind. 

 

Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften werden durch den gegenständlichen Entwurf keine Kosten 

entstehen. Für das Land Wien ist die Vollziehung dieses Entwurfes mit keinen zusätzlichen Kosten verbunden. 
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Wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

 

- Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Die Regelungen leisten einen Beitrag zu einer zeitgemäßen Weiterentwicklung und damit zu einer Stärkung 

des dualen Ausbildungssystems der Lehrlingsausbildung, wodurch positive Auswirkungen auf die Beschäfti-

gung und den Wirtschaftsstandort Österreich zu erwarten sind. Im Hinblick auf den in den letzten Jahren  

erfolgten Beitritt von neuen Ländern zur Europäischen Union kann Österreich seine Standortvorteile vor  

allem durch eine besondere Ausbildungsqualität der Fachkräfte erzielen. 

 

- Sonstige wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

 Keine. 

 

- Auswirkungen in umweltpolitischer, konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: 

Die gegenständlichen Regelungen tragen zu einer Stärkung des dualen Ausbildungssystems der Lehrlingsaus-

bildung und somit zur Vermeidung sozialer Probleme bei. 

 

Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 

Keine. 

 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Es bestehen keine einschlägigen Rechtsvorschriften der EU. 

 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

 

Keine. 

 

 



 

 

 

 

Erläuternde Bemerkungen 

 

 

zum Gesetz, mit dem die Wiener land- und forstwirtschaftliche  

Berufsausbildungsordnung 1992 geändert wird 

 

 

 

I. Allgemeiner Teil: 

 

Der Bundesgesetzgeber hat mit Art. 7 des Bundesgesetzes, mit dem das Berufsausbildungsgesetz, das Arbeits-

marktservicegesetz, das Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz, das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, das 

Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Landarbeitsgesetz 1984, das Land- und forstwirtschaftliche 

Berufsausbildungsgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Sonderunterstützungsgesetz, das 

Arbeitsmarktförderungsgesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das IAF-Service-GmbH-Gesetz, das Arbeits-

kräfteüberlassungsgesetz, das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, das Betriebspensionsgesetz, die Konkurs-

ordnung und die Exekutionsordnung geändert werden, BGBl. I Nr. 82/2008, die für die Regelung der 

Berufsausbildung der Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG aufgestellten 

Grundsätze neuerlich geändert. 

 

Die Zielsetzung der umfassenden Arbeitsmarktintegration von Jugendlichen in Verbindung mit der Garantie 

einer beruflichen Ausbildung soll durch die anforderungsgerechte Weiterentwicklung der Fördersysteme und 

Rahmenbedingungen im Bereich der dualen Berufsausbildung und der arbeitsmarktpolitischen Instrumente wie 

auch der organisatorischen Durchführung realisiert werden. 

 

Die überbetriebliche Lehrausbildung wird ergänzend zum weiterhin prioritären betrieblichen Lehrstellenangebot 

als Element der Ausbildungsgarantie für Jugendliche bis 18 Jahre ausgebaut und als gleichwertiger und regulärer 

Bestandteil der dualen Berufsausbildung eingerichtet. Zu den Zielgruppen der überbetrieblichen Lehrausbildung 

zählen Jugendliche, die nach Beendigung ihrer Schulpflicht keine geeignete Lehrstelle finden, insbesondere 

sozial benachteiligte und lernschwache Jugendliche, im vermehrten Ausmaß auch das beträchtliche Potenzial an 

Bildungsabbrechern sowie auch leistungsstärkere Jugendliche in Lehrberufen mit Fachkräftemangel und nicht 

ausreichendem Lehrstellenangebot. 

 

Ziel ist es, dass die gesamte Ausbildung bis zum Lehrabschluss im Rahmen der „Ausbildungsgarantie“ absol-

viert werden kann bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Bemühungen zur Vermittlung auf eine betriebliche 

Lehrstelle. In diesem Sinne wird die überbetriebliche Lehrlingsausbildung auf das gesamte Berufsbild sowie auf 

die ganze Lehrzeit angerechnet. 
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II. Besonderer Teil: 

 

 

Zu Art. I Z 1 (§ 2 Abs. 1 Z 4 und 4a) und Z 2 (§ 9a Abs. 2, § 9b Abs. 4, § 13f Abs. 2 sowie § 26a): 

 

Die jeweiligen Begriffsbestimmungen wurden an die durch das Bundesgrundsatzgesetz vorgegebenen 

Definitionen angepasst. 

 

Zu Art. I Z 3 (§ 26a Abs. 1a): 

 

Zur Realisierung der umfassenden Arbeitsmarktintegration in Verbindung mit einer Ausbildungsgarantie für 

Jugendliche bis 18 Jahre (bei begonnener Ausbildung auch darüber hinaus) wird unter anderem der Ausbildungs-

typus der überbetrieblichen Lehrausbildung geschaffen, der die gesamte Ausbildung bis zum Lehrabschluss 

ermöglicht. Ziel ist es dabei auch – ohne dass dadurch die Priorität der betrieblichen Ausbildung bzw. die  

Vermittlung auf eine betriebliche Lehrausbildung beeinträchtigt werden soll – einen zeitgleichen Beginn von 

Lehrgängen und Berufsschulen zu ermöglichen. Damit wird es im Zusammenhang mit der entsprechend großen 

Anzahl von erforderlichen überbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen notwendig, den Prozess für die Ein- 

richtung dieser Ausbildungseinrichtungen möglichst verfahrensökonomisch zu gestalten. 

 

Diese verfahrensökonomische Gestaltung des Procedere zur Errichtung von Ausbildungseinrichtungen soll durch 

den neuen § 26a Abs. 1a sichergestellt werden. Gemäß Z 1 soll in jenen Fällen, in denen das Arbeitsmarktservice 

entsprechend den Richtlinien des Verwaltungsrates für die überbetriebliche Lehrausbildung eine Ausbildungs-

einrichtung mit der Lehrausbildung beauftragt und diese Richtlinien dem § 26a Abs. 2 vergleichbare Qualitäts-

standards enthalten, keine Bewilligung gemäß § 26a Abs. 1 erforderlich sein. Damit wird einerseits bei der  

Einrichtung von Ausbildungseinrichtungen zur Realisierung der Ausbildungsgarantie eine zeitaufwendige  

und administrativ aufwendige Doppelgleisigkeit von Verfahren vermieden. Gleichzeitig ist sichergestellt, dass  

die – nach Durchführung eines entsprechenden Vergabeverfahrens – vom Arbeitsmarktservice beauftragten 

Ausbildungseinrichtungen vergleichbare Qualitätsstandards aufweisen. 

 

§ 26a Abs. 1a Z 2 statuiert eine Verfahrensvereinfachung in jenen Fällen, in denen im Auftrag des Arbeits-

marktservice einzelne Personen zusätzlich auf einem Ausbildungsplatz in einer überbetrieblichen Ausbildungs-

einrichtung ausgebildet werden sollen. Sofern dabei die Ausbildungseinrichtung zur Ausbildung einer be-

stimmten Anzahl von Jugendlichen in einem bestimmten Beruf berechtigt ist, aber durch die Vermittlung eines 

weiteren Jugendlichen in diesem Lehrberuf die Anzahl der gemäß § 26a Abs. 1 bewilligten oder ursprünglich 

vertraglich nach Z 1 vereinbarten Ausbildungsplätze überschritten wird, greift auch für diesen zusätzlichen Aus-

bildungsplatz die Bewilligungsfreistellung. Eine ausdrückliche Bewilligung gemäß § 26a Abs. 1 ist also nicht 

erforderlich, wenn die vertragliche Vereinbarung des Arbeitsmarktservice mit der Ausbildungseinrichtung  

bezüglich des zusätzlichen Ausbildungsplatzes sicherstellt, dass dafür ebenfalls dem § 26a Abs. 2 vergleichbare 

Qualitätsstandards zur Anwendung kommen. 
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Zu Art. I Z 4 (§ 26a Abs. 11): 

 

Es kommen nach dem Vorbild des Berufsausbildungsgesetzes die den grundsatzgesetzlichen Regelungen  

entsprechenden Bestimmungen der Wiener Landarbeitsordnung 1990 über das Lehrverhältnis mit Ausnahme der 

Lehrlingsentschädigung, der Behaltefrist und des Ausbildungsübertrittes zur Anwendung. 

 

 

 

 



T E X T G E G E N Ü B E R S T E L L U N G 

 
 
 
 
 
 

E n t w u r f 
 
 

 
Art. I Z 1: 
 
  § 2.  (1) Z 1 bis 3 ... 
  4. Ausbildungseinrichtungen: Einrichtungen, denen die Ausbildung von 

Lehrlingen bewilligt wurde oder die vom Arbeitsmarktservice mit der über-
betrieblichen Lehrausbildung beauftragt wurden.  

 4a.  Lehrlinge: Arbeitnehmer, die auf Grund eines Lehrvertrages zur Erlernung 
eines im § 3 Abs. 2 angeführten Lehrberufes 
a. bei einem Lehrberechtigten fachlich ausgebildet und im Rahmen dieser 

Ausbildung verwendet werden oder  
b. in einer Ausbildungseinrichtung ausgebildet werden. 

  Z 5 ... 
  (2) ... 
 
Art. I Z 2, 3 und 4: 
 
  § 9a.  (1) ... 
  (2) Voraussetzung für die Zulassung zu einer Teilprüfung ist, dass die Ausbildung in 
diesem Teil des Berufsbildes sowohl im Rahmen der Ausbildung im Lehrbetrieb bzw. 
der Ausbildungseinrichtung als auch erfolgreich im Rahmen des Berufsschulunter-
richts oder einer nach § 7 Abs. 2 und 3 vorgesehenen anderen Ausbildungsmaßnahme 
abgeschlossen wurde. 
  (3) ... 
 
  § 9b.  (1) bis (3) ... 
  (4) Der Lehrberechtigte oder die Ausbildungseinrichtung hat 
  1. der Land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle auf  
      Verlangen Auskunft über die nähere Gestaltung und die Ergebnisse der Maß- 
      nahmen zu erteilen, die im Rahmen des betreffenden Ausbildungsversuches  
      durchgeführt wurden, und 

 
 
 
 

G E L T E N D E   F A S S U N G 
 
 
 
 
 
  § 2.  (1) Z 1 bis 3 ... 
  4. Besondere selbständige Ausbildungseinrichtung: eine Einrichtung, der gemäß  

§ 26a die Ausbildung von Lehrlingen bewilligt wurden.  
 
  4a. Lehrling: eine Person, die auf Grund eines Lehrvertrages zur Erlernung eines  

im § 3 Abs. 2 angeführten Lehrberufes 
a. als Dienstnehmer bei einem Lehrberechtigten fachlich ausgebildet und im   

           Rahmen dieser Ausbildung verwendet wird oder 
b. in einer besonderen selbständigen Ausbildungseinrichtung ausgebildet wird. 

  Z 5 ... 
  (2) ... 
 
 
 
  § 9a.  (1) ... 
  (2) Voraussetzung für die Zulassung zu einer Teilprüfung ist, dass die Ausbildung 
in diesem Teil des Berufsbildes sowohl im Rahmen der Ausbildung im Lehrbetrieb 
bzw. der besonderen selbständigen Ausbildungseinrichtung als auch erfolgreich im 
Rahmen des Berufsschulunterrichts oder einer nach § 7 Abs. 2 und 3 vorgesehenen 
anderen Ausbildungsmaßnahme abgeschlossen wurde. 
  (3) ... 
 
  § 9b.  (1) bis (3) ... 
  (4) Der Lehrberechtigte oder die besondere selbständige Ausbildungseinrichtung hat 
  1. der Land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle auf  
      Verlangen Auskunft über die nähere Gestaltung und die Ergebnisse der Maß- 
      nahmen zu erteilen, die im Rahmen des betreffenden Ausbildungsversuches  
      durchgeführt wurden, und 
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  2. die Beobachtung dieser Maßnahmen durch die Land- und forstwirtschaftliche  
      Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zuzulassen. 
  (5) und (6) ... 
 
  § 13f.  (1) ... 
  (2) Die Berufsausbildungsassistenz hat im Zuge ihrer Unterstützungstätigkeit 
sozialpädagogische, psychologische und didaktische Probleme von Personen, die ihr 
im Rahmen der integrativen Berufsausbildung anvertraut sind, mit Vertretern von 
Lehrbetrieben, Ausbildungseinrichtungen und Berufsschulen zu erörtern, um zur 
Lösung dieser Probleme beizutragen. 
  (3) bis (5) ... 
 

Ausbildungseinrichtungen 
 
  § 26a.  (1) Die Berufsausbildung in Ausbildungseinrichtungen, die nicht in Form 
eines Lehrbetriebes geführt werden, kann durch die Land- und forstwirtschaftliche 
Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 2 
bewilligt werden. 
  (1a) Eine Bewilligung ist nicht erforderlich, wenn 
  1. das Arbeitsmarktservice entsprechend den Richtlinien des Verwaltungsrates 
      für die überbetriebliche Lehrausbildung, die den Ausführungsbestimmungen 
      zu Abs. 2 vergleichbare Qualitätsstandards enthalten, eine Ausbildungs- 
      einrichtung mit der überbetrieblichen Lehrausbildung beauftragt, oder 
   2. im Auftrag des Arbeitsmarktservice einzelne Personen zusätzlich in einer  
      Ausbildungseinrichtung in einem bestimmten Lehrberuf ausgebildet werden, 
      auch wenn dadurch die in der Bewilligung nach Abs. 1 allenfalls festgesetzte   
      oder ursprünglich nach Z 1 vertraglich vereinbarte Anzahl der Ausbildungs- 
      plätze für diesen Lehrberuf überschritten wird 
  (2) Die Bewilligung gemäß Abs. 1 ist zu erteilen, wenn 
  1. die Organisation und Ausstattung der Ausbildungseinrichtung die Vermittlung  
      aller für die praktische Erlernung des betreffenden Lehrberufes nötigen Fertig- 
      keiten und Kenntnisse ermöglicht, 
  2. ein Ausbilder im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 mit der Ausbildung von Lehrlingen  
      beauftragt ist, 
  3. die Gestaltung der Ausbildung im wesentlichen dem Berufsbild des betreffenden  
      Lehrberufes und das Ausbildungsziel den in der Prüfungsordnung dieses Lehr- 
      berufes gestellten Anforderungen entspricht und die Ausbildung mit der Ablegung 
      der Facharbeiterprüfung abgeschlossen wird, 
 
 

  2. die Beobachtung dieser Maßnahmen durch die Land- und forstwirtschaftliche  
      Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zuzulassen. 
  (5) und (6) ... 
 
  § 13f.  (1) ... 
  (2) Die Berufsausbildungsassistenz hat im Zuge ihrer Unterstützungstätigkeit 
sozialpädagogische, psychologische und didaktische Probleme von Personen, die ihr 
im Rahmen der integrativen Berufsausbildung anvertraut sind, mit Vertretern von 
Lehrbetrieben, besonderen selbständigen Ausbildungseinrichtungen und Berufs-
schulen zu erörtern, um zur Lösung dieser Probleme beizutragen. 
  (3) bis (5) ... 
 

Besondere selbständige Ausbildungseinrichtungen 
 
  § 26a.  (1) Die Berufsausbildung in besonderen selbständigen Ausbildungsein-
richtungen, die nicht in Form eines Lehrbetriebes geführt werden, kann durch die 
Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des Abs. 2 bewilligt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  (2) Die Bewilligung gemäß Abs. 1 ist zu erteilen, wenn 
  1. die Organisation und Ausstattung der Ausbildungseinrichtung die Vermittlung  
      aller für die praktische Erlernung des betreffenden Lehrberufes nötigen Fertig- 
      keiten und Kenntnisse ermöglicht, 
  2. ein Ausbilder im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 mit der Ausbildung von Lehrlingen  
      beauftragt ist, 
  3. die Gestaltung der Ausbildung im wesentlichen dem Berufsbild des betreffenden  
      Lehrberufes und das Ausbildungsziel den in der Prüfungsordnung dieses Lehr- 
      berufes gestellten Anforderungen entspricht und die Ausbildung mit der Ablegung  
      der Facharbeiterprüfung abgeschlossen wird, 
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  4. glaubhaft gemacht wird, dass die Führung der Ausbildungseinrichtung für  
      mehrere Jahre mit einem hohen Grad der Wahrscheinlichkeit sichergestellt ist,  
      und 
  5. für die Wirtschaft und die Lehrstellenbewerber ein Bedarf nach einer selbständi- 
      gen Ausbildungseinrichtung besteht und die Ausbildung von Lehrstellenbe-  
      werbern im betreffenden Lehrberuf in betrieblichen Lehrverhältnissen nicht  
      gewährleistet ist. 
  (3) Die erstmalige Bewilligung gemäß Abs. 1 ist auf die Dauer von drei Jahren zu 
erteilen. Sodann ist die Bewilligung unbefristet zu erteilen. 
  (4) Um die Bewilligung gemäß Abs. 1 hat der Inhaber der Ausbildungseinrichtung 
anzusuchen und die für die Prüfung des Vorliegens der im Abs. 2 geforderten Voraus-
setzungen notwendigen Angaben zu machen und die erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen. 
  (5) Wenn die im Abs. 2 Z 1 bis 4 genannten Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind, ist dem Inhaber der Bewilligung gemäß Abs. 1 unter Androhung des Entzuges 
oder der Nichtverlängerung der Bewilligung eine angemessene, höchstens ein Jahr 
dauernde Frist zur Behebung der Mängel zu setzen. Werden die Mängel innerhalb der 
gesetzten Frist nicht behoben, so hat die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und 
Fachausbildungsstelle die Bewilligung zu entziehen oder nicht zu verlängern. 
  (6) Die integrative Berufsausbildung (Abschnitt 3a) in Ausbildungseinrichtungen 
ist durch die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle 
gesondert zu bewilligen. 
  (7) Die Bewilligung gemäß Abs. 6 ist zu erteilen, wenn 
  1. die Organisation und Ausstattung der Ausbildungseinrichtung im Fall einer  
      Ausbildung gemäß § 13a die Vermittlung aller für die praktische Erlernung des  
      betreffenden Lehrberufes nötigen Fertigkeiten und Kenntnisse und im Fall einer  
      Ausbildung gemäß § 13b die Vermittlung der betreffenden Teilqualifikation  
      ermöglicht, 
  2. ein Ausbilder im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 mit der Ausbildung von Lehrlingen  
      beauftragt ist, 
  3. die Gestaltung der Ausbildung im Fall des § 13a im wesentlichen dem Berufsbild 
      des betreffenden Lehrberufes und das Ausbildungsziel den in der Prüfungs- 
      ordnung dieses Lehrberufes gestellten Anforderungen entspricht und mit der  
      Ablegung der Facharbeiterprüfung abgeschlossen wird sowie im Fall des § 13b  
      der Vermittlung der betreffenden Teilqualifikation entspricht und 
  4. glaubhaft gemacht wird, dass die Führung der Ausbildungseinrichtung für  
      mehrere Jahre mit einem hohen Grad der Wahrscheinlichkeit sichergestellt ist. 
  (8) Die erstmalige Bewilligung gemäß Abs. 6 ist hinsichtlich einer Ausbildung 
gemäß § 13a auf die Dauer von drei Jahren samt Lehrzeitverlängerung zu erteilen.  
 

  4. glaubhaft gemacht wird, dass die Führung der Ausbildungseinrichtung für  
      mehrere Jahre mit einem hohen Grad der Wahrscheinlichkeit sichergestellt ist,  
      und 
  5. für die Wirtschaft und die Lehrstellenbewerber ein Bedarf nach einer selbständi- 
      gen Ausbildungseinrichtung besteht und die Ausbildung von Lehrstellenbe-  
      werbern im betreffenden Lehrberuf in betrieblichen Lehrverhältnissen nicht  
      gewährleistet ist. 
  (3) Die erstmalige Bewilligung gemäß Abs. 1 ist auf die Dauer von drei Jahren zu 
erteilen. Sodann ist die Bewilligung unbefristet zu erteilen. 
  (4) Um die Bewilligung gemäß Abs. 1 hat der Inhaber der Ausbildungseinrichtung 
anzusuchen und die für die Prüfung des Vorliegens der im Abs. 2 geforderten Voraus- 
setzungen notwendigen Angaben zu machen und die erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen. 
  (5) Wenn die im Abs. 2 Z 1 bis 4 genannten Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind, ist dem Inhaber der Bewilligung gemäß Abs. 1 unter Androhung des Entzuges 
oder der Nichtverlängerung der Bewilligung eine angemessene, höchstens ein Jahr 
dauernde Frist zur Behebung der Mängel zu setzen. Werden die Mängel innerhalb der 
gesetzten Frist nicht behoben, so hat die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- 
und Fachausbildungsstelle die Bewilligung zu entziehen oder nicht zu verlängern. 
  (6) Die integrative Berufsausbildung (Abschnitt 3a) in besonderen selbständigen 
Ausbildungseinrichtungen ist durch die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und 
Fachausbildungsstelle gesondert zu bewilligen. 
  (7) Die Bewilligung gemäß Abs. 6 ist zu erteilen, wenn 
  1. die Organisation und Ausstattung der Ausbildungseinrichtung im Fall einer  
      Ausbildung gemäß § 13a die Vermittlung aller für die praktische Erlernung des  
      betreffenden Lehrberufes nötigen Fertigkeiten und Kenntnisse und im Fall einer  
      Ausbildung gemäß § 13b die Vermittlung der betreffenden Teilqualifikation  
      ermöglicht, 
  2. ein Ausbilder im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 mit der Ausbildung von Lehrlingen  
      beauftragt ist, 
  3. die Gestaltung der Ausbildung im Fall des § 13a im wesentlichen dem Berufsbild  
      des betreffenden Lehrberufes und das Ausbildungsziel den in der Prüfungs- 
      ordnung dieses Lehrberufes gestellten Anforderungen entspricht und mit der  
      Ablegung der Facharbeiterprüfung abgeschlossen wird sowie im Fall des § 13b  
      der Vermittlung der betreffenden Teilqualifikation entspricht und 
  4. glaubhaft gemacht wird, dass die Führung der Ausbildungseinrichtung für  
      mehrere Jahre mit einem hohen Grad der Wahrscheinlichkeit sichergestellt ist. 
  (8) Die erstmalige Bewilligung gemäß Abs. 6 ist hinsichtlich einer Ausbildung 
gemäß § 13a auf die Dauer von drei Jahren samt Lehrzeitverlängerung zu erteilen.  
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Hinsichtlich einer Ausbildung gemäß § 13b ist die erstmalige Bewilligung auf die 
Dauer von drei Jahren zu erteilen. Sodann ist die Bewilligung unbefristet zu erteilen. 
  (9) Um die Bewilligung gemäß Abs. 6 hat der Inhaber der Ausbildungseinrichtung 
anzusuchen und die für die Prüfung des Vorliegens der im Abs. 7 geforderten Voraus-
setzungen notwendigen Angaben zu machen und die erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen. 
  (10) Wenn die im Abs. 7 Z 1 bis 4 genannten Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind, ist dem Inhaber der Bewilligung gemäß Abs. 6 unter Androhung des Entzuges 
oder der Nichtverlängerung der Bewilligung eine angemessene, höchstens ein Jahr 
dauernde Frist zur Behebung der Mängel zu setzen. Werden die Mängel innerhalb der 
gesetzten Frist nicht behoben, so hat die Land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und 
Fachausbildungsstelle die Bewilligung zu entziehen oder nicht zu verlängern. 
  (11) Auf die Ausbildung in Ausbildungseinrichtungen ist Abschnitt 6 der 
Wiener Landarbeitsordnung 1990 mit Ausnahme des § 123 Abs. 7 bis 9 und  
des § 133 anzuwenden. 
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